20.11.2023

Datum

An die
Personalstelle flir den Juristischen Vorbereitungsdienst

Betr.: B-Klausurenkurs

In der Anlage gebe ich die im Klausurenkurs B ausgegebene Klausur mit der
Nr. 075 ZR1

zur Korrektur. Mir ist bekannt, dass meine Klausur nur bei vollstandiger- lesbarer- Ausflillung
und Unterschrift korrigiert wird.

Ich erklare, dass ich
1: Referendar/in im Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg bin,

2. an dem A-Klausurenkurs... . .. T teilgenommen habe,

3. voraussichtlich im Monat ...D.?.Z.'. 2024 ............ die Examensklausuren

schreiben werde.
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Landgericht Halle/Saale-
50 1599/17
URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES

In dem RechtsstreiQWeiBenfelser Fensterprofi GmbH, Qé’ f”é—
vertreten durch den Geschaftsfiihrer Andreas Miiller,
LessingstraBBe 6, 06667 WeiBenfels

-Klagerin-

Prozessbevollmachtigte: Rechtsanwalte Dr. Claus u.
Koénig, Am Markt 12, 06667 WeiBenfels

gegen

Max Schmidt als Inhaber der Firma Alutec, Heinrich-
Pera-StraBe 25, 06120 Halle/Saale

Prozessbevollmachtigter: Rechtsanwadlte Dr. Ruff,
Voigt & Michelmann, GoethestraBe 99, 04109 Leipzig

-Beklagter-

hat die 5. Zivilkammer des Landgerichts Halle/Saale
durch die Richterin am Landgericht Schwarz als
Einzelrichterin auf die miindliche Verhandlung vom
15.03.2018 fir Recht erkannt:

1. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin
324,04 Euro nebst Zinsen hieraus in Hohe von
9 Prozentpunkten (iber dem jeweiligen
Basiszinssatz seit dem 12.09.2017 zu zahlen,

2. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin
4904,81 Euro nebst Zinsen hieraus in Hohe von
9 Prozentpunkten (ber dem jeweiligen
Basiszinssatz seit dem 12.09.2017 zu zahlen,
Zug-um-Zug gegen Ubergabe und Ubereignung
der Aluminiumtir gemaB der Beschreibung
nach der Anlage K1.

Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.



NRW_422880 Demopriifung 2/18

3. Die Kosten des Rechtsstreits tragt die
Klagerin zu 15 Prozent, der Beklagte zu 85
Prozent.

4, Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar, fir die
Klagerin jedoch nur gegen Leistung einer
Sicherheit iHv 110 Proeznt des jeweils zu
vollstreckenden Betrages. Die Vollstreckung
des Beklagten kann die Kldgerin durch
Sicherheitsleistung iHv 110 Prozent des auf
Grund des Urteils vollstreckbaren Betrages
abwenden, wenn nicht der Beklagte vor der
Vollstreckung Sicherheit iHv 110 Prozent des
jeweils vollstreckbaren Betrages Sicherheit
leistet.

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Erstattung von
Méangelbeseitigungskosten. it

Die Klagerin ist ein Fensterbauunternehmen. Sie
bestellt fiur ihre Tatigkeit im Rahmen von
Bauvorhaben regelmaBig Fenster und Tiren bei dem
Beklagten als Hersteller von Aluminiumtiren und -
fenstern.

Am 06.12.2014 bestellte der Bauherr Borchers im
Rahmen eines Bauvorhabens in Kassel (Bauvorhaben
1) bei der Klagerin die Fensterkonstruktion "Novo
Therm 100" zu einem Preis von 27.125,23 Euro. Die
Klagerin nahm das AufmafB3 vor Ort ab und bestellte
die Fensterkonstruktion wiederum bei dem
Beklagten. Der Beklagte verpflichtete sich, die
Konstruktion herzustellen und zu liefern. Am
12.03.2015 lieferte der Beklagte die von ihm
hergestellte Konstruktion. Die Klagerin baute diese
am 16.03.2015 beim Bauherrn Borchers ein und
bezahlte die Rechnung des Beklagten.

Nach dem Einbau der Fensterkonstruktion im
Rahmen des Bauvorhabens des Herrn Borchers
stellte die Kldgerin mehrere Defekte der eingebauten

Tir fest, deren Bestehen zwischen den Parteien
———
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streitig sin Sie forderte den Beklagten mit

Schreiben vom 26.03.2015 zur Beseitigung derer

auf. Am 28.03.2015 suchte der Mitarbeiter Kurz der

Beklagten das Bauvorhaben Borchers auf. Zu diesem

Zeitpunkt war die Tir nicht ordnungsgemafn

befestigt. Nach dem Besuch stellte der Bauherr an

der Tir zusatzliche Kratzer fest. Eine Beseitigung der

streitigen Defekte erfolgte nicht. Am 05.04.2015 mit _

Frist zum 30.04.2015 sowie am 16.04.2015, oy
17.04.2015 (siehe Anl. K4) und 15.05.2015 forderte (C‘AJI La (ho} ¢7/ f""\//
die Klagerin den Beklagten erneut zur Beseitigung

erfolglos auf. Eine Reaktion des Beklagten auf die

Schreiben erfolgte nicht. Die Kldgerin tauschte den -

ihrer Behauptung nach defekten - elektrischen

Turoffner zu einem Preis von 324,04 Euro aus. =

Im Rahmen eines zweiten Bauvorhabens in
Magdeburg bestellte der Bauherr Meyer bei der
Klagerin die Haustir "MT EP Compact”". Nach
Aufnahme des AufmaBes durch die Klagerin bestellte
sie diese bei dem Beklagten am 06.12.2014 zu
einem Preis von 4904,81 Euro. Am 20.12.2014
lieferte der Beklagte die Tir. Am 15.01.2015 baute
die Klagerin diese beim Bauherrn ein.Dabei baute sie
die Tirbander nicht auf Null-Lage ein.

é(‘[./“/ \
Am 16.01.2015 deckte der Bauh M d </ 7 é
m 16 0 en_t\ei_e er Bauherr Meyer, dass a/J p /Z‘:

die Haustlr einen zu /ggr—i_n_Mufpressdruck aufwies,
weswegen die Dichtungen nicht an der Tiir anlagen.
Dies flihrte dazu, dass Licht durch den Tiirrahmen
schien. Am selben Tag rlgte die Kidgerin diese
Defekte der Haustir bei dem Beklagten. Am
25.06.2015 lehnte der Beklagte die Beseitigung der
Defekte ab.

Am 11.03.2016 erklérte die Klagerin den RUcktritt
vom Vertrag bzgl. der Haustlir gegenliber dem
Beklagten.

Bzgl. des Bauvorhabens/mhers behauptet die
Klagerin, dass die gelieferte Fensterkonstruktion
mangelhaft gewesen sei. Die Tlr sei nur schwer zu
schlieBen gewesen. Ein etwaig nicht-
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ordnungsgemafBer Einbau derer sei auf die durch die
Herstellung des Beklagten verursachten Defekte
zurickzufihren. Im Rahmen der Besichtigung am
28.03.2015 mit dem Mitarbeiter Kurz des Beklagten
seien weitere Defekte aufgefallen, namentlich die
Verspanntheit der Tir, weswegen diese dauerhaft
abgeschlossen werden misse, ein zu geringer
Anpressdurck sowie ein fehlendes Anliegen der
Fligeldichtungen, weswegen es zu einem Durchzug
von Luft und Durchscheinen von Licht komme. Die
Klagerin ist der Auffassung, dass der Beklagte fir
diese Defekte hafte, weil sie durch eine fehlerhafte
Herstellung verursacht worden seien. Zudem habe
der Beklagte seine  Gewdahrleistungsverpflicht
anerkannt, indem sein Mitarbeiter Kurz am
28.03.2015 die Tireinstellung behoben habe. Zudem
sei am 16.04.2015 -eine weitere Behebung
(ausgewiesen in Anlage K4) vereinbart worden.

Die nach dem Besuch festgestellten Kratzer seien
durch den Mitarbeiter Kurz des Beklagten verursacht
worden.

Aufgrund der nach dem Austausch des Tiréffners
weiterhin vorliegenden Defekte habe sie dem
Bauherrn Borchers fir den Anpressdurck und das
schwere SchlieBen der Tur einen Preisnachlass in
Héhe von 400 Euro gewahrt. Zudem habe sie einen
weiteren Nachlass iHv 400 Eurc flir die Kratzer
zugesagt, um Rechtsstreitigkeiten mit dem Bauherrn
Zu vermeiden.

Bzgl. des Bauvorhabens Meyer ist die Klagerin der
Auffassung, dass eine erhebliche Pflichtverletzung
des Beklagten vorldage, da die Beseitigungskosten 5
Prozent des Kaufpreises betragen wirden.

Die Klagerin ist bzgl. beider Bauvorhaben der
Auffassung, dass etwaige Rechte gegen den
Be@en nicht durch eine Verletzung einer
Riigeobliegenheit ausgeschlossen seien. Sie habe mit
dem Beklagten aufgrund der Notwendigkeit der
vorherigen AufmafBung gerade keinen Kaufvertrag

-
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abgeschlossen. Sie behauptet zudem, dass sie dem
Beklagten das Vorliegen der Defekte rechtzeitig
angezeigt habe.

Mit der am 11.09.2017 bei dem Beklagten
SR . i
zugestellten Klageschrift beantragt die Klagerin,

1. den Beklagten zu verurteilen, an die Klagerin
1.124,04 Euro nebst Zinsen in Hohe von 9
Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz seit
Rechtshangigkeit zu zahlen,

2. den Beklagten zu verurteilen, an die Kldagerin
weitere 4.904,81 Euro nebst Zinsen in Hohe
von 9 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz
seit Rechtshangigkeit zu zahlen Zug-um-Zug
gegen Ubergabe und Ubereignug der
Aluminiumhaustir gemédB Beschriebung und
Identifizierung nach vorgelegter Anlage K 1,

3. festzustellen, dass sich der Beklagte mit der
Annahme der im klageantrag zu Ziffer 2
bezeichnete Tur in Annahmeverzug befindet.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Der Beklagte ist der Auffassung, dass etwaige Rechte
der Klagerin bereits aufgrund einer Verletzung einer
Rigeobliegenheit ausgeschlossen seien.

Er behauptet zudem, dass die bei dem Bauherrn
Borchers eingebaute Tir nicht mangelhaft gewesen
sei, Jedenfalls habe er etwaige Defekte nicht zu
vertreten, weil diese durch einen nicht sach- und
fachgerechten Einbau der Kldgerin verursacht
worden seien. Auch habe sein Mitarbeiter keine
Nachbesserung mit der Kldagerin vereinbart, sondern
die Unterstitzung bei der Tireinstellung lediglich aus
Kulanz vorgenommen. Zudem sei der Preisnachlass
in Hohe von insgesamt 800 Euro gegenuber dem
Bauherrn Borchers nicht angemessen gewesen. Der
Beklagte ist der Auffassung, dass ihn generell
diesbezlglich keine Ersatzpflicht treffe, weil die
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Klagerin den Preisnachlass freiwillig vorgenommen
habe.

Bzgl. des Bauvorhabens des Bauherrn Meyer ist der
Beklagte der Auffassung keine Pflicht verletzt zu
haben, weil die Defekte auf einer falschen Montage
der Klagerin beruhen wirden. Jedenfalls sei ein
etwaiger Herstellungsfehler seinerseits unerheblich,
weil die Dichtungsringe leicht austauschbar seien.
Dass die Turbander nicht auf Null-Lage eingebaut
werden konnten, stelle keinen Mangel dar. Etwaig
anfallende Kosten fir den Austausch der Dichtung
iHv 300 Euro und die Einstellung der Tur iHv 100
Euro seien als Sowieso-Kosten nicht
erstattungsfahig.

AuBBerdem behauptet der Beklagte, dass eine
Herausgabe der Tur von der Klagerin an den
Beklagten nicht moglich sei, weil diese fest verbaut
sei und keine Vertragsbeendigung zwischen der

breefA 2 o—
Bl -Gy

Klagerin und dem Bauherrn Meyer erfolgt sei. —_—

Das Gericht hat im Rahmen der mindlichen
Verhandlung die Verfahrensakten aus den vorherig
zwischen den Parteien geflhrten selbststandigen
Beweisverfahren mit dem Az. 5 OH 25/15 und 10 OH
27/15 beigezogen. Fir den Inhalt der jeweiligen
Sachverstandigengutachten wird auf die Akten und
Anlage K6 verwiesen.

Zudem hat das Gericht Beweis durch die
Vernehmung der Zeugen Richard Borchers und
Michael Kurz zur Beweisfrage der Entstehung der
Kratzer an der Tur des Bauvorhabens Borchers
erhoben. Fir den Inhalt der Zeugenaussagen wird
auf das Protokoll zur oOffentlichen Sitzung vom
15.03.2018 verwiesen.

Entscheidungsgriinde
Die Klage ist zuldssig, aber nur teilweise begrindet.
1.

A. Die Klage ist zuldssig.
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I. Das Landgericht Halle/Saale ist zustdandig. Gem.
88 23 Nr. 1, 71 I GVG ist das Landgericht bei einem
5000 Euro ubersteigenden Zustdndigkeitsstreitwert
sachlich zustédndig. So auch hier. Aufgrund der gem.
§ 260 ZPO zuldssigen Klagehaufung werden die
durch die Klagerin geltend gemachten Klageantrage
iHv 1124,04 Euro und 4904,81 Euro nach § 5 Hs. 1
ZPO addiert. Der daraus resultierende Streitwert von
Uber 5000 Euro macht eine Wertbestimmung des
dritten Feststellungsantrags entbehrlich.

Nach 8§ 12, 13 ZPO ist das Landgericht Halle/Saale
zustandig. Der Wohnsicht des Beklagten liegt in
Haale/Salle.

II. Die Klagerin ist gem. § 50 I ZPO parteifahig, weil
sie nach § 13 I GmbHG rechtsfahig ist.

III. Sie ist zudem nach § 51 I ZPO kraft Vertretung
durch ihren Geschéftsfilhrer gem.. § 35 I GmbHG
prozessfahig.

IV. Die Klageschrift wurde ordnungsgemaf gem § 78
I ZPO durch einen Rechtsanwalt beim Landgericht
eingereicht.

V. Der Feststellungsantrag zu 3) ist zulassig.

1. Der Feststellungsantrag ist gem. § 256 I ZPO
statthaft. Die Klagerin begehrt die Feststellung des
Annahmeverzugs des Beklagten als Teil des
vertraglichen Rechtsverhaltnisses zwischen ihr und
diesem.

2. Die Kldagerin hat ein rechtlich anerkanntes
Feststellungsinteresse iSd § 256 I ZPO. Die
Feststellung des Annahmeverzugs ermdoglicht eine
schnellere Zwangsvollstreckung eines stattgebenden
Urteils in Bezug auf den Klageantrag zu 2), weil eine
erneute Feststellung des Annahmeverzugs als
Vollstreckungsvoraussetzung gem. § 756 ZPO
entbehrlich wére.

B. Die Klage ist teilweise begriindet.
—————

o

/

zudem: hinreichende Bestimmtheit
Klageantrag zu 2): ja, Verweis auf Anlage
zur Bestimmung der konkreten Tur zulassig

e


zudem: hinreichende Bestimmtheit Klageantrag zu 2): ja, Verweis auf Anlage zur Bestimmung der konkreten Tür zulässig
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I. Die Klagerin hat einen Anspruch auf Zahlung von
324,04 Euro gem. §§ 650 I, 437 Nr. 3, 280 I, III,

281 I 1 Alt. 1 BGB flr den Austausch des

elektrischen Tlroffners bei dem Bauherrn Borchers.

1. Zwischen den Parteien besteht ein
Werklieferungsvertrag iSd § 650 I BGB, auf den das
Kaufrecht Anwendung findet,

Der Beklagte hat sich vertraglich gegeniber der
Klagerin verpflichtet, ein Fenstersystem Novo Therm
100 speziell auf die MaBe des Bauvorhabens des
Herrn Borchers anzufertigen und der Klagerin zu
liefern. Flr die Klassifizierung ist es irrelevant, dass
der Beklagte die MaBe bei dem Bauherrn nicht selbst
gemessen hat. Allein entscheidend ist, dass er die
Fensterkonstruktion individuell herstellte.

2. Die Klagerin hatte einen fallig, durchsetzbaren
Anspruch auf Nacherfillung in Bezug auf den
defekten Tiroffner gem. 8§ 650 I, 437 Nr. 1, 439 1
BGB.

a. Die gelieferte Fensterkonstruktion war iSd § 434 1
BGB mangelhaft.

P ———a

i. Der defekte Turéffner begrindet einen Mangel bei
Gefahreniibergang iSd § 434 I BGB.

(1) Ein solcher liegt nach § 434 III 1 Nr.é?BGB vor,
wenn die Sache nicht eine Beschaffenheit aufweist,
die bei Sachen derselben Art (blich sind und die der
Kaufer erwarten kann unter Berlcksichtigung der Art
der Sache.

So auch hier. Der Turoffner wies nicht die ubliche
Beschaffenheit auf, weil die Arretierfunktion dessen
aufgrund einer fehlenden Schraube defekt gewesen
ist. Dies hat die insofern beweisbelastete Klagerin
zur Uberzeugung des Gerichts iSd § 286 I 1 ZPO
durch das entsprechend lautende
Sachverstandigengutachten des Dipl.-Ing. Schulze
vom 29.09.2016 bewiesen. Das Gutachten ist im

hiesigen Prozess gem. § 493 I ZPO verwertbar, weil
— -

LS stellt auf 8 434 11l 1 Nr. 1 BGB ab (tbliche
Beschaffenheit)

Vssg: Parteiidentitat zwischen
Beweisverfahren & Hauptverfahren +
Gesetzmaligkeit d. Beweisverfahrens


Vssg: Parteiidentität zwischen Beweisverfahren & Hauptverfahren + Gesetzmäßigkeit d. Beweisverfahrens

LS stellt auf § 434 III 1 Nr. 1 BGB ab (übliche Beschaffenheit)
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es im Rahmen eines zulassigen selbstandigen
Beweisverfahren gem. § 485 I ZPO erstattet wurde.
Uberdies ist das Gutachten glaubhaft, weil aufgrund
zutreffend ermittelter Tatsachen erstattet wurde und
die Feststellungen plausibel dargelegt und begriindet
wurden.

(2) Dieser Mangel lag gem. § 446 S. 1 BGB bei der
Ubergabe am 12.03.2015 als Zeitpunkt des
Gefahrenibergangs vor, weil er ausweislich des
glaubhaften Gutachtens bei der Herstellung
entstanden ist.

ii. Auch die defekte Flugeldichtung begriindet einen
Mangel gem. § 434 III 1 Nr. 2 BGB. Er lang bei
Gefahrenibergang vor, weil er ausweislich des
glaubhaften Gutachtens durch den Beklagten bei der
Herstellung verursacht wurde.

iii. Der Kratzer auf der Tur begriindet dagegen

keinen Mangel iSd § 434 I BGB. Er ist nach

Gefahrentbergang entstanden, weil der
Gefahrentbergang am 12.03.2015 stattfand und der
Kratzer ausweislich der Zeugenaussage des Herrn
Borchers (Bl.13 f. d. A.) erst 28.03.2015 entstanden
ist.

b. Der Nacherflllungsanspruch ist nicht gem. § 377
IT HGB ausgeschlossen.

Gem. § 377 II HGB gilt die Ware als genehmigt,
wnenn der Kdufer die Anzeige der Mangelhaftigkeit
beim Verkaufer unterlasst, es sei denn, dass es sich
um einen Mangel handelt, der bei der Untersuchung
erkennbar war.

Ein Ausschluss des Nacherflllungsanspruchs
resultiert nicht aus § 377 1, II HGB wegen Verletzung
einer etwaigen Rigeobliegenheit.

i. Der § 377 HGB ist grundsatzlich auf das
vorliegende Rechtsgeschaft zwischen den Parteien

anwendbar.
S

Begriindung fehlt; hier: Luftdurchzug und
Lichtdurchscheinen;

Mangel wird in LS als "geringer Anpressdruck"
bezeichnet

/


Begründung fehlt; hier: Luftdurchzug und Lichtdurchscheinen;
Mangel wird in LS als "geringer Anpressdruck" bezeichnet
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Gem. § 381 II HGB ist der § 377 HGB auf
Werklieferungsvertrage iSd § 650 I BGB anwendbar.

Auch ist der Vertrag zwischen den Parteien ein
Handelsgeschaft iSd § 377 I HGB. Ein solches wird
bei einem Geschaft zwischen Kaufleuten gem. § 343
I HGB vermutet. Die Kldgerin ist wird als GmbH gem.
§ 13 III GmbHG iVm § 6 I HGB als Kaufmann
behandelt. Der Beklagte ist gem. § 1 I HGB
Kaufmann.

ii. Die Fensterkontruktion ist eine Ware iSd § 377 1
HGB iVm § 241a I BGB.

iii. Allerdings hat die Kldgerin gem. § 377 I HGB
grundsétzlich ihre Uberprifungs- und
Riibeobliegenheit verletzt.

§ 377 1 HGB gebietet, dass der K&ufer die Ware
unverziiglich nach Ablieferung durch den Verkaufer
untersucht und soweit sich ein Mangel zeigt, dem
Verkdufer unverziiglich anzeigt.

Dies hat die Klagerin nicht getan.
—

Fur die Umstande des § 377 I HGB ist grundsatzlich
der Beklagte beweisbelastet. Grund hierfiir ist, dass
er mit der fehlenden Untersuchung und Riige
Tatsachen behauptet, bei deren Vorliegen ein flr ihn
gunstiger Rechtssatz (Ausschluss der
Gewahrleistungsrechte) greift.

Indes hatte er die Tatsache der nicht-durchgefiihrten
Untersuchung vorliegtend nicht zu beweisen, weil die
Grundsatze der sekundédren Darlegungslast zu seinen
Gunsten  greifen. Bei ~dem Umstand  der
unterlassenen Untersuchung handelt es sich um eine
negative Tatsache, deren Vorliegen der Beklagte
kaum darlegen und beweisen kénnen wird, weil sie
im Herrschaftsbereich der Klégerin stattgefunden
hat. Dagegen muss die Klagerin auf die Behauptung
der fehlenden Untersuchung durch den Beklagten
substantiiert darlegen, wann und unter welchen

‘A\'

e
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Umstanden diese grundsatzlich erfolgt sein soll. Dies

hat sie nicht getan.
— i

iv. Die Verpflichtung war auch nicht gem. § 377 II
Hs. 2 HGB ausgeschlossen, weil es sichw um
einen bei er Untersuchung nicht erkennbaren Mangel
gehandelt hat. -

Fir den Umstand der fehlenden Erkennbarkeit ist
aufgrund des Wortlauts der Norm ("es sei denn...")
die Klagerin beweisbelastet. Einen solchen Beweis
hat sie nicht erbracht. Zwar ergibt sich der fehlende
Anpressdurck erst dann, wenn die Tir montiert st
und in Gebrauch genommen wird. Die Ursache dieser
Mangelfolge liegt aber ausweislich des
Sachverstédndigengutachtens  darin, dass eine
Schraube fehlt. Die Klagerin hat nicht dargelegt und
bewiesen, dass das Fehlen der Schraube vor dem
Einbau nicht erkennbar gewesen ist.

v. Allerdings ist die Rechtsfolge des § 377 II HGB
aufgrund der Wirkung eines kaufmannischen
Bestatigungsschreibens ausgeschlossen.

Ein kaufmannsiches Bestdtigungsschreiben ist ein
gewohnheitsrechtlich anerkanntes Konstrukt,
welches dazu fihrt, dass der Inhalt dessen zum
Vertragsinhalt zwischen den Parteien wird. Es setzt
voraus, dass eine kaufmannisch tatige Person einem
Kaufmann eine schriftliche Bestatigung Uber das
zuvor mindlich Vereinbarte zukommen lasst, der
Empfanger nicht unverziglich nach Zugang dem
Inhalt widerspricht und der Absender nicht bewusst
vom Inhalt des miindlich Vereinbarten abweicht.

So auch hier.

Dier Geschéaftsfihrer der Klégerin sendete dem
Beklagten am 17.04.2015 eine E-Mail, mit der er den
Inhalt des zuvor am 16.04.2015 stattgefundenen
Vor-Ort-Termins dahingehend bestétigte, dass die
Mangelhaftigkeit des Turoffners und der
Fligeldichtungen festgehalten und die

Nachbesserung im Sinne eines Austauschs der

LS pruft auch Schreiben zur
Mangelbeseitigungsaufforderung v.
26.03.2015: Schweigen hierauf hatte
keinen ERkl&rungswert -> daher keine
Wirkung


LS prüft auch Schreiben zur Mängelbeseitigungsaufforderung v. 26.03.2015: Schweigen hierauf hatte keinen ERklärungswert -> daher keine Wirkung
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Dichtungen und des Turé6ffners vereinbart wurde
(Anl. K 4). Zwar schickte die Klagerin das Schreiben
nicht unmittelbar nach Vertragsverhandlungen, aber
nach Verhandlungen Uber die Reichweite der
Pflichten innerhalb des bestehenden
Vertragsverhaltnisses. Dass es sich um eine
Bestatigung im vorgenannten Sinne handelt, ist
anhand des Bezugs auf den Vor-Ort-Termin und dem
Wortlaut ("halten..fest" und "vereinbarungsgemafi")
erkennbar. Die Kldgerin hat nicht bewusst vom
miundlich Vereinbarten abgewichen. Der Beklagte hat
dem Schreiben vom 17.04.2015 nicht
widersprochen.

v

vi. Aufgrund der Grundsdtze des kaufmaéannischen
Bestatigungsschreibens ist es irrelevant, ob der
Beklagte durch eine etwaige Untersitzung bei der
Tlrkorrektur am 28.03. eine Nacherflllungspflicht
anerkannt haben kénnte.

c. Der Nacherfiillungsanspruch ist féllig. Als
verhaltener Anspruch hat die Klagerin diesen am
05.04.2015, 16.04.2015 und 17.04.2015 geltend
gemacht.

d. Der Nacherflllungsanspruch ist durchsetzbar. Die
Klagerin hat den Kaufpreis bereits bezahlt.

3. Der Beklagte hat die Nacherfullung iSd § 281 1 1
BGB nicht geleistet.

4. Die Frist zur Nacherfillung iSd § 281 I 1 BGB ist
erfolglos abgelaufen. Die Klagerin hat den Bekalgten
am 17.04.2015 eine Frist zum 01.05.2015 gesetzt.
Die Nacherfullung ist nicht erfolgt.

5. Das Vertretenmissen der Nichtleistung der
Nacherflllung des Beklagten wird gem. § 280 I 2
BGB vermutet. Die Vermutung kann der Beklagte
nicht widerlegen.

6. Als ersatzfahigen Schaden kann die Klagerin
324,04 Euro ersetzt verlangen.

Reichweite: KBS betrifft nur geriigte Mangel:
geringer Anpressdruck und elektrischer
Taroffner


Reichweite: KBS betrifft nur gerügte Mängel: geringer Anpressdruck und elektrischer Türöffner
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Entsprechend § 249 I BGB ist die Klagerin so zu
stellen, als sei das zum Ersatz verpflichtende
Ereignis, hier die Nichtleistung der Nacherfiillung,
nicht eingetreten.

Ersatzfahig sind die Kosten flir den Austausch des
TlUroffners iHv 324,04 Euro, weil sie als unfreiwilliges
Vermogensopfer bei Vornahme der Nachbesserung
durch den Beklagten nicht angefallen waren.

Der dem Bauherrn Borchers gewahrte Prei;n_%lass
iHv_ 800 Eurg ist nicht ersatzfahig. Der Zeuge
— .
Borchers hat glaubhaft ausgesagt, dass er einen
Preisnachlass von der Klagerin erhalten hat.

/Wéc/

/

Der Preisnachlass iHv 400 Euro fur den fKratzeP ist
nicht ersatzfahig, weil es sich bei diesem nicht um
einen Mzrlg;el iSd § 434 I BGB handelt (s.o.)@er
Preisnachlass iHv 400 Euro fur die sonstigen Mangel
(Anpressdurck _und _schweres Schllefien)  sind
ebenfalls nicht ersatzfahig. Zwar stellen Kosten fiir
die Mangelbeseitigung beim Endkunden unfreiwillige
Vermdégensopfer dar, weil die Klageirn gem. §§ 437
Nr. 1, 439 I BGB zur Beseitigung verpflichtet ist. Das
gilt jedoch nicht fiir einen Preisnachlass.
Entsprechend kann der Endkunde den Kaufpreis
gem. § 441 BGB mindern. Die Klagerin hat jedoch
nicht hinreichend dargestellt, inwiefern der
Preisnachlass dem Wert des Mangels bzw.
Mangelhaftigkeit entspricht.

I1. Die Klagerin hat keinen Anspruch auf Ersatz von
400 Euro far den@ gem. §§ 280 I, 241 II BGB.

Es liegt keine Pflichtverletzung des Beklagten bzw.
eine gem. § 278 S.1 BGB zurechenbare seines
Mitarbeiters Kurz vor.

Die Kldgerin konnte nicht zur Uberzeugung des
Gerichts beweisen, dass der Kratzer durch den
Mitarbeiter des Beklagten und nicht etwa, durch die
anderen anwesenden Handwerker verursacht wurde.
Im Sinne des § 286 1 1 ZPO ist ein Beweis geflihrt,
wenn das Gericht von dem Vorliegen eines

(S

LS: schweres Schliel3en ist kein ersatzfahiger
Mangel, weil die Tur am 16.03. geliefert wurde und
die Ruge erst am 26.03. erfolgte; Tur war so
essenziell, dass sie unmittelbar hétte eingebaut
und getestet werden miissen -> schweres
schlieen wurde im KBS nicht gertigt -> Folge:
Ersatzfahigkeit gem. § 377 Il HGB ausgeschlossen

-> weil K bzgl. der 400 Euro Preisnachlass nicht
zwischen nicht-ersatzfahigem Schliel3en und
Anpressdruck unterscheidet, sind 400 Euro

insge nicht ersatzfahig (als zusatzlichen
G@aﬂwo

-

(


LS: schweres Schließen ist kein ersatzfähiger Mangel, weil die Tür am 16.03. geliefert wurde und die Rüge erst am 26.03. erfolgte; Tür war so essenziell, dass sie unmittelbar hätte eingebaut und getestet werden müssen -> schweres schließen wurde im KBS nicht gerügt -> Folge: Ersatzfähigkeit gem. § 377 II HGB ausgeschlossen

-> weil K bzgl. der 400 Euro Preisnachlass nicht zwischen nicht-ersatzfähigem Schließen und Anpressdruck unterscheidet, sind 400 Euro insgesamt nicht ersatzfähig (als zusätzlichen Grund genannt)
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Umstandes mit einer solchen, flr das praktische
Leben brauchbaren Grad an Wahrscheinlichkeit
ausgeht, der verninftigen Zweifeln Schweigen
gebietet, ohne sie vollstandig auszuschlieBen.

Aus den glaubhaften Aussagen der Zeugen Borchers
und Kurz ergibt sich zwar, dass der Kratzer im
zeitlichen Zusammenhang mit dem Besuch des
Mitarbeiters Kurz bei dem Bauvorhaben am
28.03.2015 eingetreten und der Mitarbeiter der
einzige gewesen ist, der an diesem Tag an der Tir
gearbeitet hat.

Die Zeugenaussagen der Zeugen Kurz und Borchers
sind aber in Bezug auf die genaue Ursache
unergiebig. Der Zeuge Kurz bestreitet die
Verursachung des Kratzers durch seine Person. Die
Aussage ist glaubhaft. Er kann sich detailliert zu dem
Geschehen &uBern, gesteht aber gleichzeitig
Erinnerungsliicken ein. Auch deckt sich seine
Aussage mit der des Zeugen Borchers (etwa
dahingehend, dass er der einzige Arbeiter an der Tir
gewesen ist und viele andere Handwerker anwesend
gewesen sind). Der Zeuge Borchers hat die
Entstehung des Kratzers nicht miterlebt. Seiner
Aussage zur Folge hatten viele Handwerker Zugang
zur Tur und haben diese auch mit benutzt.

Aufgrund dieser Aussagen erscheint eine
Verursachung durch die anderen anwesenden &
Handwerker ebenso wahrscheinlich wie durch den
Mitarbeiter Kurz.

[ oanmanSnEmmtE————
III. Aus gleichem Grund scheidet auch ein Anspruch /
gem. § 83118 fir den Kratzer aus.
we— - i C

IV. Die Klagerin hat gegen den Beklagten einen

Anspruch _RU hlung von 4.904,81 Euro Zug-um-

;u.g_\gegen Ubergabe und Ubereignung der -
Aluminiumhaustir gem. §§ 650 I, 437 Nr. 2, 323 1,
346 I BGB.

1. Die Klagerin hat mit Schreiben vom 11.03.2016
den Ricktritt vom Werklierferungsvertrag gem. §
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349 BGB erklart.

2. Die Kl&dgerin hat ein Rucktrittsrecht gem. § 323 1

——— T T
BGB.

a. Der Werklieferungsvertrag ist ein gegenseitiger
Vertrag iSd § 323 I BGB.

b. Die Klagerin hatte gem. §§ 323 I, 437 Nr. 1, 4391
BGB einen falligen, durchsetzbaren Anspruch auf
Nacherfullung.

aa. Die Tir ist gem. § 434 III 1 Nr. 2 lit. a) BGB

mangelhaft.
s

Ausweislich des gem. § 493 I ZPO verwertbaren
Sachverstandigengutachten des Ing. Braun weist die
Tar einen fehlenden Aufpressdruck auf aufgrund des
nicht hinreichenden Kontakts zwischen der Dichtung
und der Tdrschwelle. Dieser Mangel lag gem. § 446
S. 1 BGB bei Gefahreniubergang vor, weil er bereits
in der Werkstatt bei der Herstellung verursacht
wurde.

Demgegenuber stellt der Umstand, dass die
T(]rtge%er nichtw_u_uu;Lage_befestigt wurden,
lﬁ:_in\en Mangel dar. Aus dem vorgenannten
Sachverstandigengutachten ergibt sich, dass die
Tdrbander nicht mittig befestigt wurden. Diese
allenfalls geringe &sthetische Beeintrachtigung stellt
keinen Mangel dar.

Dabei ist grundsatzlich zu beriicksichtigen, dass das
Gericht nicht an die rechtliche Einschatzung der
Mangelhaftigkeit durch den  Sachverstandiger
gebunden ist. Als Ingenieur soll dieser lediglich in
tatsdachlicher Hinsicht feststellen, ob ein Defekt
vorliegt. Die rechtliche Wertung obliegt dem Gericht.

Allerdings begrindet das Tdrband keine
Mangelhaftigkeit. Es weist die Ubliche Beschaffenheit
auf. Es ist voll funktionsfahig. AuBerdem entspricht
es vergleichbaren Tilrbandern, dass diese unter
Ausnutzung ihrer Spannbreite nicht mittig montiert
werden.
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bb. Der Nacherflllungsanspruch ist nicht gem. § 377

II HGB ausgeschlossen. 7 '\
-——_'——’—\

i. Gem. § 377 II Hs. 2 HGB war die Mangelhaftigkeit
nicht bei einer Untersuchung iSd § 377 I HGB
erkennbar. Ausweislich des glaubhaften
Sachverstdndigengutachtens konnte der Mangel erst

nach einer Montage gesehen werden.
—

ii. Ein Ausschluss resultiert auch nicht aus § 377 111,
II HGB. Die Klagerin hat den Mangel unverziiglich
nach Entdecken dessen gerigt, indem sie diesen am
15.01.2016 gesehen und am 16.01.2016 gegeniiber
dem Beklagten angezeigt hat.

c. Der Beklagte hat die Nacherflllung nicht geleistet.

d. Das Setzen einer Frist zur Nacherfillung war gem.
§ 323 II Nr. 1 BGB entbehrlich, weil der Beklagte am
25.06.2015 die Nacherfillung ernsthaft und
endgliltig verweigerte.

e. Das Rucktrittsrecht ist nicht gem. § 323 V 2 BGB

wegen einer Unerheblichkeit™  der ——micht— -

vertragsgemafen Leistung ausgeschlossen.
MaBgeblich  fiir die Unerheblichkeit ist eine
Interesfsenabw'agung, bei der insbesondere der
Aufwand far die Beseitigung der Mangelhaftigkeit
beriicksichtigt wird.

Vorliegend ergibt sich_@pmlichkeit. Der
Aufwand fir die Mangelbeseitigung nimmt einen
nicht zu vernachldssigenden Anteil des Kaufpreises
ein, wenn er mehr als 5 Prozent des Kaufpreises
betragt. So auch hier. Die Kosten fir den Austausch
der Dichtungsringe betragen 300 Euro. Der Kaufpreis
betrug 4904,81 Euro.

~

v

(e

zwar Ubersteigen Mangelbeseitigungskosten die
5%-Hurde, allerdings ist trotzdem weitere
Interessenabwagung durchzufihren (fur
Unerheblichkeit spricht hier, dass Ttirdichtung nur
untergeordnetes Bauteil ist und Tr nach
individuellen Maf3en gefertigt wurde, sodass B sie

— —beiRlcknahme nicht anderweitig verwenden

f. Das Ricktrittsrecht ist ebenso nicht gem. § 323 VI
BGB ausgeschlossen. Die Klagerin ist nicht fir den
Mangel verantwortlich. Er ist bereits bei der
Herstellung entstanden und nicht, wie der Beklagte
behauptet, durch eine falsche Montage der Klagerin.

kann


Highlight

zwar übersteigen Mängelbeseitigungskosten die 5%-Hürde, allerdings ist trotzdem weitere Interessenabwägung durchzuführen (für Unerheblichkeit spricht hier, dass Türdichtung nur untergeordnetes Bauteil ist und Tür nach individuellen Maßen gefertigt wurde, sodass B sie bei Rücknahme nicht anderweitig verwenden kann
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4. Als Rechtsfolge kann die Klagerin gem. § 346 I
BGB Ruckgewdhr des gezahlten Kaufpreises
verlangen.

Ebenfalls ist sie nach grundsatzlich § 346 I BGB
verpflichtet, die durch sie erhaltene Leistung, die Tir,
herauszugeben. Zwar tritt an die Stelle der
Herausgabepflicht grundsétzlich ein
Wertersatzanspruch gem. § 346 II 1 Nr. 2 BGB, weil
die Klagerin die Tur an den Bauherrn Meyer
verduBert und diese bei ihm eingebaut hat. Die
Klagerin als Ruckgewdahrschuldner obliegt es aber,
die verauBerte Sache stattdessen
wiederzubeschaffen und zurlckzugewdahren, statt
Wertersatz zu leisten. Ob sich der der Bauherr Meyer
zu einer Ruckgewdhr bereit erkldaren wird und die
Klagerin die Tur an den Beklagten zurlickgeben
kann, liegt in ihrem Risikobereich.

(/IOAM?' cle t

NS

IV. Die Klagerin hat keinen Anspruch auf
e

Feststellung, dass sich der Beklagte im

Annahmverzug befindet. Sie hat keine Tatsachen

vorgetragen, die das Vorliegen eines

Annahmeverzugs gem. §§ 294 ff. BGB rechtfertigen

kdnnten.

fir

T

V. Die Klagerin hat fiir die Betrdage iHv 324,04 und
4904,81 Euro Anspruch auf Rechtshangigkeitszinsen
gem. § 291 S. 1 BGB. Gem. 8§ 261 I, 253 I ZPO
wurd die Klageschrift am 11.09.2017 zugestellt.
Entsprechend § 187 I BGB beginnt die Verzinsung ab

BGB 9 Prozentpunkte (iber dem Basiszinssatz.

/

dem 12.09.2017. Der Zinssatz betragt gem. § 288 II/ ( )

1I.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach § 92 I ZPO.
Die Klagerin tragt eine Verlustquote von 800 Euro zu
6028,85 Euro. Das entspricht ca. 15 Prozent. Der
Beklagte tragt die (brigen 85 Prozent der Kosten.

II1.

e

Ruckgewahranspr. ist keine
Entgeltforderung iSd 8§ 288 Il
Entgeltforderung = Zahlung Geld
fUr die Lieferung von Guitern oder
die Erbringung von
Dienstleistungen


Highlight

Rückgewähranspr. ist keine Entgeltforderung iSd § 288 II
Entgeltforderung = Zahlung Geld für die Lieferung von Gütern oder die Erbringung von Dienstleistungen 
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Die Entscheidung uber die vorlaufige
Volistreckbarkeit richtet sich fur die Klagerin nach §
709 S. 1, 2 ZPO, fur den Beklagten nach § 708 Nr.

11 Alt. 2 ZPO. 711 dazu zitieren

Rechtsbehelfsbelehrung gem. § 232 S. 2 ZPO
entbehrlich.

Unterschrift

Richterin am Landgericht Schwarz


711 dazu zitieren


Klausur 075 ZR | — Losungsskizze

Rubrum .
S . P

Keine Besonderheiten /e
Tatbestand A
Kurzer Einleitungssatz: K begehrt von B aus zwei Vertragen tber die Herstellung g

und Lieferung von ‘Hauseingangsttiren in elnem Fall Schadensersatz und im an-
deren Riickabwickiung.
- K ist Fensterbauunternehmen, B Hersteller von Aluminiumtiren, beide Parteien =
sind Kaufleute _
- K bestellte fir Bauvorhaben (BV) Borchers bei B eine Hauseingangstir, flr die P
sie selbst das AufmaR nahm und B mitteilte
- B stellte Tur her, lieferte sie am 12.03.2015 an und K baute sie am 16.03. 2015
ein .
- Krligte gegeniiber B mit E-Mail vom 26. 03’2015 dass Tr sich schwer schlieRen g"L
lasse =
- am 28.03.2015 war Mitarbeiter des B vor Ort, zur Behebung etwaiger Mangel —_
- K rligte mit E-Mail vom 05.04.2015 weitere Mangel: Defekt Turdffner, )
Anpressdruck Tur zu gering und Kratzer an der Tur g / N
- Vor-Ort-Termin der Parteien am 16.04.2015
- K versandte am néachsten Tag an den. B eine E-Mail zum Gegenstand der
Erérterungen, darin genannt war u.a. Pflicht des B zur Beseitigung der Mangel | .
Defekt Turéffner und Anpressdruck Tar bis zum 01.05.2015; fur weiteren Inhalt L«—-/M«“(/
Bezug nehmen auf Anlage K 4
- B widersprach Inhalt der E-Mail nicht und besserte bis zum 01.05.2015 auch nicht
nach
- K leitete ein selbstdndiges Beweisverfahren ein und liet im Anschluss -
elektrischen Turoffnemm =
- K bestellte, ebenfalls nach eigenem Aufmal, bei B fir das BV Meyer eine
Hauseingangstir zum Preis von 4.904,81 €
- B stellte Tur her, lieferte sie am 20. 12.2014 an und K baute sie am 15.01.2015 =
ein
- Krigte am 16.01.2015 gegentiber B Mangel der Tur: Anpressdruck Tir zu gering,
Tarbander nicht auf Null-Lage eingebaut
- B lehnte mit E-Mail vom 25.06.2015 unter Verweis auf nicht sach- und
fachgerechten Einbau Einstandspflicht fur die Mangel ab ==
- K leitete ein selbstandiges Beweisverfahren ein und erklarte im Anschluss mlt
Schreiben vom 11.03.2016 Rucktritt vom Vertrag betreffend Haustiur BV Meyer -
- K behauptet:
- Tar BV Borchers weise im Verantwortungsbereich des B liegende, erst
nach dem Einbau erkennbare, Mangel auf. Tur lasse sich nur schwer

schlielen, Defekt Turéffner, Anpressdruck Tur zu gering g
- Mitarbeiter des B habe bei Termin am 28.03.2015 Kratzer an der Tur
verursacht ‘ —
- im Termin am 16.04.2015 sei Nachbesserung bis 01.05.2015 vereinbart .
worden ' -~

- K habe Bauherr Bochers, um Rechtsstreit zu vermeiden, einen .
angemessenen Preisnachlass in Héhe von je 400,00 € wegen einerseits P
verbliebener Mangel (zu geringer Anpressdruck und schweres SchlieRen der

Tir) und andererseits der Kratzer in der Tur gewahrt

- Mangel an Tur BV Meyer fallen in Verantwortungsbereich des B



- Fur Réparatur der Tur BV Meyer seien aufzuwenden flr Austausch der
Dichtung 300,00 € und Einstellung der Tur 100,00 €

- Antrdge wértlich wiedergeben

- Prozessgeschichte: : ‘ 73&4/ -(/046%7—/ 2¢ é/-u/f

Klagezustellung: 11.09.2017.

Gericht hat Akten zu selbstandigen Beweisverfahren Az. 5 OH 25/15 und 10 OH

27/15 beigezogen und zum Gegenstand des Verfahrens gemacht hat. Fur

Ergebnis Bezugnahme auf Gutachten des Dipl.-Ing. Schulze vom 29.09.2016 in

Anlage K 6 und des Dipl.-Ing. Braun vom 31.01.2017 in Anlage K 10. —
Dartber hinaus erfolgte Beweisaufnahme durch Vernehmung der Zeugen

Borchers und Kurz. Fur das Ergebnis Bezug nehmen auf das Protokoll der
mindlichen Verhandlung vom 15.03.2018.

Entscheidungsgriinde
- Ergebnissatz zur Klage

A. Zuldssigkeit
- Zustandigkeit:

- sachlich: Landgericht gem. §§ 23 Nr. 1, 71 Abs. 1 GVG: Streitwert Uber -~
5.000,00 € -
- ortlich: Landgericht Halle/Saale gem. §§ 12, 13 ZPO oder § 21 Abs. 1 -

ZPQO: Klage gegeniber B als Unternehmer, weil Klage einen Bezug zum

Unternehmen des B hat und er Geschaftsbetrieb im Gerichtsbezirk Halle

fuhrt
- hinreichende Bestimmtheit des Klageantrags zu 2)7?

- (+), weil Anspruch hinreichend identifizierbar durch Bezugnahme auf Anlage (-)

- rechtliches Interesse an Feststellung?

(+), dieses ergibt sich aus § 256 Abs. 1 ZPOi.V.m. § 756 Abs. 1 ZPO: Feststellung

im Urteil ermdéglicht dem Klager den Nachweis des Annahmeverzugs und damit L
den Beginn der Zwangsvollstreckung, ohne dass der Gerichtsvollzieher die Ge-
genleistung im Zuge der Vollstreckung anbieten muss

- objektive Klagehaufung gem. § 260 ZPO zuIassng

B. Begriindetheit

l. Schadensersatzanspriiche K gegen B wegen Tur BV Borchers

1. Schadensersatzanspruch wegen Méangeln gem. §§ 650, 437 Nr. 3, 280 Abs. 1,
3, 281 Abs. 1 BGB besteht nur in Héhe von 324,04 €
a) Werklieferungsvertrag i.S.d. 650 Abs. 1 S. 1 BGB? —
(+), in Abgrenzung zum Werkvertrag liegt Werklieferungsvertrag vor, wenn — wie
hier — die Herstellung beweglicher Sachen vereinbart wird. Spaterer Einbau in
Haus, verbunden damit, dass TUr gem. § 94 Abs. 2 BGB wesentlicher Bestandteil
des Hauses wird, ist unschadlich. AufmaR allein lasst Vertrag mit B nicht zum
Werkvertrag werden, da B nur Herstellung der Tir schuldet (a.A. vertretbar).
b) Mangel der Kaufsache gem. § 434 Abs. 1i.V.m. Abs. 3S. 1 Nr. 1 BGB’7 /VWZ Wéw
- MafRistab: ungeeignet fir gewohnliche Verwendung —
- Defekt des Tlirdffners?
(+), GA des SV Schulze ergab, dass Tur nicht unabgeschlossen zu <
schlieRen war N
- GA des SV Schulze verwertbar? +, gem. § 493 ZPO, dessen Vo-
raussetzungen erflllt sind: Parteiidentitat zwischen Beweisverfah- /3( V) /g/
ren und Hauptprozess, GesetzmaRigkeit des Beweisverfahrens und f"'
Beweisergebnis in Hauptprozess eingefiihrt U‘\(feln ay

=




- Anpressdruck der Tar zu gering? +, da es durch Tar hindurch zieht und/ s
Licht durchscheint — kann allerdings wegen fehlender Darlegung eines
Schadens ggfs. dahinstehen, s.u. lit. f)

- Tar nur schwer zu schlieRen? Kann dahinstehen, da jedenfalls Verlust der —
Gewahrleistungsrechte wegen verspateter Rige, s.u. lit. ¢)

- Kratzer an der Tr? -, weil zwar Abweichung der Ist- von Sollbeschaffen- -
heit, aber Kratzer lagen nicht bei Gefahriibergang vor, § 446 BGB /

“¢) kein Verlust der Gewahrleistungsrechte gem. § 377 Abs. 2, 3 HGB —
- Rigepflicht auf den Werklieferungsvertrag anwendbar, § 381 Abs. 2 HGB —
- Verzicht auf Rige durch Schweigen auf Méngelriige v. 26.03.2015?
(-), weil Schweigen auf einseitiges Aufforderungsschreiben auch im kaufmanni-
“schen Rechtsverkehr kein rechtlicher Erklarungswert zukommt -
- Verzicht auf Ruge durch Schicken des Zeugen Kurz am 28.03.20157
(-), weil dieser auf Mangelrige geschickt wurde, aus der sich Verantwortlichkeit

des B fur den gertgten Mangel nicht ergab. K durfte nur davon ausgehen, dass Lav
Zeuge Kurz Ursachen des Mangels erforscht b 04‘
- Verzicht auf Ruge durch Schweigen des B auf E-Mail vom 17.04.20157? —

(+), weil B hier auf Bestatigungsschreiben hin schweigt, so dass in Anwendung ‘ d%/ﬁ'

des Rechtsgedankens des § 362 Abs. 1 HGB Zustimmung des B zum Inhalt fingiert V
wird. Aber beschrdnkt auf im Schreiben genannte Mangel: zu geringer Anpress- / T4
druck und defekter elektrischer Tiiréffner | o
- Verlust der Gewahrleistungsrechte betreffend Mangel ,schweres Schilie8en der ' cﬂ e -
Tar?
wohl (+). Dahinstehen kann, ob Mangel durch Untersuchung bei Anlieferung er- ,L,l—w—
kennbar gewesen wére oder erst nach dem Einbau erkennbar wurde, weil Rige
ohne schuldhaftes Zégern hatte erfolgen mussen. Das war hier mit Ruge erst 10
Tage nach Einbau nicht der Fall. Denn Tir ist elementares Bauteil des zu errich-
tenden Hauses, das unmittelbar nach dem Einbau einem ausgiebigen Funktions-
test zu unterziehen gewesen ware. Es ist nicht ersichtlich, dass der geriigte Man-
gel dabei nicht hatte auffallen, so dass die Rige unmittelbar im Anschluss an den
Einbau hatte erfolgen missen.

(Alternative Begrindungsmdéglichkeit: Es liegt schon keine wirksame Ruge

vor, da diese den Mangel nach Art und Umfang nicht hinreichend konkret

bezeichnet, was angesichts des arbeitsteiligen Vorgehens bei der Herstel-

~lung aber erforderlich gewesen ware.)

d) Fristsetzung und Ablehnungsandrohung gem. § 281 Abs. 1 S. 1 BGB? e
(+), indem in der E-Mail vom 17.04.2015 eine Frist bis zum 01.05.2015 festgehal-
ten wurde.

e) Vertretenmiissen gem. § 280 Abs. 1S. 2, 276 Abs. 1 S. 1 BGB? '

(+), Vertretenmussen wird vermutet, zur Entlastung ist von B nichts vorgetragen

f) Schadensumfang, § 249 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 BGB — [Ps. 2 s
- Kosten flir Austausch des Tlrdffners i.H.v. 324,04 €7 —

(+), da K diese nicht hatte aufwenden missen, wenn B ordnungsgemal
(nach-)erflllt hatte '
--Preisnachlass i.H.v. 400,00 € wegen zu geringen Anpressdrucks?
Ob Preisnachlass tatsachlich gewahrt wurde, und dieser angemessen war, )é/év
kann dahinstehen, da i.E. Anspruch wohl (-),
- Es handelt sich nicht um eine unfreiwillige Vermogenselnburse
Vielmehr will K Nachlass freiwillig gewéhrt haben, um Rechtsstreit
mit dem Bauherrn zu vermeiden (a.A. vertretbar).
- Keine fehlgeschlagene Aufwendung flr enttduschtes Vertrauen,
weil K nicht darauf vertrauen durfte, den Preisnachlass von B erstat-
_ tet zu erhalten.
- Auch keine vergebliche Aufwendung i.S.d. § 284 BGB, weil K diese
nicht im Vertrauen auf die ordnungsgemafe Leistungserflllung,
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sondern anlasslich der nicht ordnungsgemaRen Leistungserfullung
durch den B getétigt hat.
- Im Ubrigen kein Anspruch, weil Schadenshéhe durch K nicht hin- Z .
reichend dargelegt: 400,00 € Nachlass will er fur geringen Anpress- o 4./Zé/
druck und schweres SchlieRen der Tlr gewéhrt haben, so dass hier
konkret anzusetzender Betrag allein flr ersteren Mangel nicht fest-
gestellt werden kann (a.A. vertretbar, wenn gem. § 287 ZPO ge-
schatzt wird).
g) Zinsen: £
- §§ 288 Abs. 2, 291 BGB? (-), weil keine Entgeltforderung —— WL@"," :
- 8§§ 288 Abs. 1, S. 1,291 BGB? (+) 5 Prozentpunkte Uber dem Basiszinssatz

2. Schadensersatzanspruch wegen der Kratzer in Héhe von 400,00 € gem. §§ 280
Abs. 1, 249 Abs. 1, Abs. 2S. 1 BGB

- Schuldverhaltnis (+) :

- Pflichtverletzung des Zeugen Kurz? /
(-), Beweiswirdigung gem. § 286 ZPO ergibt, dass Nachweis der Beschédigung ‘
durch den Zeugen Kurz von K nicht-gefuhrt werden konnte. Zeuge Borchers hat
Tat selbst nicht gesehen und den Zeugen Kurz auch nicht die gesamie Zeit beo-
bachtet, i.U. waren viele andere Handwerker vor Ort. Zeuge Kurz will gar nicht mit
Werkzeugen gearbeitet haben (a.A. vertretbar) !

3. Schadensersatzanspruch wegen der Kratzer in Héhe von 400,00 € gem. § 831
Abs.1S.1BGB
(-} Schadensverursachung durch den Zeugen Kurz nicht bewiesen (s.o. ) "
(a.A. vertretbar, weitere Anspruchsvoraussetzungen wéren dann woh/ erfu//t)
Il. Anspruch auf Riickgewahr von 4.904.81 € Zug-um-Zug gegen Ubergabe und
Ubereignung der eingebauten Tir BV Mevyer, §§ 650, 437 Nr. 2 i.V.m. §§ 440, 323,
326 Abs. 5, 346 Abs. 1 BGB
1. Werklieferungsvertrag (+)
2. Wirksamer Ricktritt? i.E. wohl (-),
- Rucktrittserkldrung i.S.d. § 349 BGB mit Schriftsatz vom 11.03.20167 (+)
- Mangel der Tar? (+), weil ausweislich Gutachten SV Braun zu geringer
Anpressdruck, kein Mangel dagegen liegt im fehlenden Einbau der Turban-
der in Null-Lage
- unverzigliche Ruge? (+), weil Mangel erst nach Einbau am 15.01.2015
“erkennbar und Rige am 16.01.2015 erfolgte
- keine unerhebliche Pflichtverletzung i.S.d. § 323 Abs. 5 S. 2 BGB?
Wohl (-), weil zwar grundsatzlich erheblicher Mangel bei Mangelbeseiti- : WW/té
gungsaufwand >5% des Kaufpreises, malgeblich bleibt aber umfassende
Interessenabwégung im Einzelfall. Hier ist mit TUrdichtung untergeordnetes &WJZ&‘/"W

\ T

Bauteil betroffen, das Funktionsféahigkeit der Tlr nicht erheblich beeintrach-
tigt. Beseitigung des Mangels ohne Weiteres maoglich. Demgegentiiber liegt
keine Tur nach Standardmaf vor, sondern hat B die Tur nach Aufmaf ge-
fertigt, so dass er diese nicht anderwemg verwenden bzw. verdufern kann
(a.A. vertretbar).

lll. Feststellungsantrag zu Ziff. 3) ,
Antrag ist unbegrindet, da dem K kein Ruckgewahranspruch zusteht (s.o. Ziff. I1). / ﬁ(/ ., O /
Selbst wenn unter Ziff. Il ein wirksamer Rucktritt angenommen wiirde, fehlte es an . :
einem den Annahmeverzug begrindenden Angebot des K. Dies erfolgte mangels \Blfwo% x
VerflUgbarkeit der TUr nicht tatséchlich (§ 294 BGB) aber auch nicht wértlich (§ 295 ‘

BGB). ' (e~ dtz Lot



~ C. Nebenentscheidungen
Nebenentscheidungen folgen aus §§ 92 Abs. 1 8. 1 Alt. 2, 708 Nr. 11, 711 ZPO.
Anmerkung:

- Bei der Kostenentscheidung war § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO nicht zu Gunsten des B .

anzuwenden, weil es durch seine verweigerte Zahlung — allerdings ohne Berick-
sichtigung der Kosten der selbstandigen Beweisverfahren — zu einem Gebuhren-
sprung gekommen ist (> 6.000,00 €).

- Das Urteil ist fur beide Parteien ohne Slcherheltslelstung vorlaufig vollstreckbar.
Fur K, weil die Hauptforderung unterhalb der Schwelle von 1.250,00 € bleibt und
fur B, weil er nur wegen der Kosten vollstrecken kann und diese unterhalb der
Schwelle von 1.500,00 € verbleiben. GemaR § 711 ZPO ist jeweils eine Abwen-
dungsbefugnis vorzusehen.

IV. Tenorierungsvorschlag '

1. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klédgerin 324,04 € nebst Zinsen in Héhe
von 5 Prozentpunkien Uber dem Jewemgen BaSlszmssatz seit dem 12.09.2017
zu zahlen.

2. Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die Kosten des Rechtsstreits haben zu 95 % die Klagerin und zu 5 % der
Beklagte zu tragen.

4. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar. Der Jewemge Vollstreckungsschuldner
kann die Vollstreckung des . jeweiligen Vollstreckungsglaubigers gegen
Sicherheitsleistung in- Héhe von 71710 % des aufgrund des Urteils
vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht der jeweilige
Vollstreckungsglaubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in Héhe von 110 %
des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.

V. Rechtsmittelbelehrung

Eine Belehrung Uber das statthafte Rechtsmittel war vorliegend gem. § 232 S. 2
ZPO entbehrlich, da im Verfahren vor dem Landgericht Anwaltszwang herrscht (§
78 Abs. 1 8.1 ZPO).
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